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Wichtige Wurzeln
Die Einführung des Wahlrechts für 
Frauen stellte eine wichtige Vorausset-
zung auf dem Weg zur Gleichberechti-
gung dar. Der Diskurs über die politi-
sche Partizipation der Frau setzte im  
18. Jahrhundert in der Zeit der Aufklä-
rung und der Französischen Revolution 
ein. Die Schriftstellerin Olympe de 
Gouges (1748-1793) formulierte im Zuge 
der Französischen Revolution die „Erklä-
rung der Rechte der Frau und Bürgerin“, 
worin sie in Artikel 1 festhielt: „Die Frau 
ist frei geboren und bleibt dem Manne 
ebenbürtig in allen Rechten.“1 Sie forder-
te das Wahlrecht für Frauen und die 
gleichberechtigte Teilhabe an der politi-
schen Gestaltung des Landes, jedoch er-
folglos. Im Rahmen der Revolution von 
1848/49 griffen bürgerliche Frauen wie 

/// Eine Stimme haben

beispielsweise die Publizistin und Philo-
sophin Luise Dittmar (1807-1884) oder 
die Journalistin Mathilde Franziska An-
neke (1817-1884) das Postulat der politi-
schen Gleichberechtigung der Frau auf. 
Jedoch wurden zur Wahl der National-
versammlung in der Frankfurter Pauls-
kirche gemäß dem Zensuswahlrecht nur 
Männer ab 25 Jahren zugelassen. 

In den „Grundrechten der Deut-
schen“ fanden Frauenrechte keine Er-
wähnung, aber mit der Gründung der 
„Frauen-Zeitung“ gelang es Louise Otto 
(1819-1895) im April 1849, ein öffentli-
ches Forum für die Frauenfrage zu 
schaffen. Mit diesem Sprachrohr ver-
folgte sie zwei Ziele: die Demokratisie-
rung der Gesellschaft und die Anerken-
nung der bürgerlichen Rechte der Frau. 
Zudem forderte sie eine verbesserte ge-

100 JAHRE FRAUENWAHLRECHT
DANIELA NERI-ULTSCH /// Mit der Ausrufung des Freistaats Bayern erhielten die 
Frauen hier bereits am 8. November 1918 das aktive und passive Frauenwahlrecht, 
noch bevor am 12. November 1918 das Frauenwahlrecht in ganz Deutschland  
verkündet wurde. Nachdem Frauen nunmehr seit 100 Jahren in Deutschland in 
politischer Verantwortung stehen und Bayern dabei eine Vorreiterrolle spielte,  
bietet das Jubiläum einen geeigneten Anlass, um wichtige Wegmarken und deren 
Bedeutung für die politische Teilhabe von Frauen in den Blick zu nehmen und das 
Erreichte zu bilanzieren. 



Frauen sollten ihre Stimme nicht nur erheben, sondern 
auch richtig vergeben. Das Frauenwahlrecht gibt ihnen 

seit nunmehr 100 Jahren die Möglichkeit dazu. 
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sellschaftliche Stellung der Frauen so-
wie bessere Bildungs- und Arbeitsmög-
lichkeiten. Mit dem Scheitern der demo-
kratischen Revolution von 1848/49 fand 
auch der kurze frauenpolitische Auf-
bruch sein jähes Ende, denn 1850 wur-
de Frauen die Mitgliedschaft in politi-
schen Vereinen und Verbänden verbo-
ten.2 Darüber hinaus wurden auch auf-
grund der restriktiven Pressegesetze die 
bisher erschienenen Frauenzeitungen 
untersagt bzw. eingestellt.3 

Eine andere wichtige Wurzel für die 
Forderung nach Gleichberechtigung lag 
in der fortschreitenden Industrialisie-
rung im 19. Jahrhundert. Diese führte 
nicht nur zu einer Veränderung der bür-
gerlichen Familienstrukturen, sondern 
auch zu einer zunehmenden Verelen-
dung des Proletariats, womit für Frauen 
auch das Problem der Existenzsiche-
rung immer dringlicher wurde. Im Zuge 
dieser Entwicklung entstanden in 
Deutschland, aber auch in anderen eu-
ropäischen Ländern Frauenrechtsbewe-
gungen unterschiedlicher politischer 
Prägung. So entwickelten sich in 
Deutschland in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts bzw. in der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts drei we-
sentliche Strömungen: 
•	� die bürgerlich-gemäßigte Frauen

bewegung, angeführt von Louise 

Otto-Peters und Auguste Schmidt 
(1833-1902) mit dem von ihnen ge-
gründeten Allgemeinen Deutschen 
Frauenverein (ADF). Ihr Engagement 
galt vor allem der Verbesserung der 
Bildungsmöglichkeiten und der Frau-
enerwerbstätigkeit; 

•	� die bürgerlich-radikale Frauenbe
wegung geleitet von Minna Cauer 
(1841-1922) und Anita Augspurg 
(1857-1943), die 1902 den Deutschen 
Verband für Frauenstimmrecht grün-
deten. Sie setzten sich vor allem für 
den Erhalt des Frauenstimmrechts 
und die staatsbürgerlichen Rechte ein; 

•	� die sozialistische Frauenbewegung, an 
deren Spitze Clara Zetkin (1857-1933) 
stand. Sie verfolgte jedoch im Unter-
schied zu den beiden erstgenannten 
Strömungen ein anderes Konzept, um 
die Emanzipation der Frau zu errei-
chen: Diese sollte nicht durch die Re-
form der bürgerlichen Gesellschaft, 
sondern durch Revolution erlangt 
werden und damit verstand Zetkin die 
sozialistische Frauenbewegung als 
Teil der sozialistischen Arbeiterbewe-
gung. Eine Zusammenarbeit mit den 
bürgerlichen Strömungen wurde des-
halb abgelehnt. 

Im Kern setzten sich die Frauen, wenn 
auch mit unterschiedlichen Schwer-
punkten und Herangehensweisen, für 

Mit der Industrialisierung 
im 19. Jahrhundert 
entstanden verschiedene 
FRAUENRECHTSBEWEGUNGEN.

Erste Versuche zur politischen 
Teilhabe von Frauen erfolgten 
bereits im 18. JAHRHUNDERT.
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folgende Ziele ein: das Recht auf Er-
werbsarbeit, auf Bildung und das Wahl-
recht. Vor allem durch das Recht auf po-
litische Teilhabe erhofften sie sich, eine 
Verbesserung ihrer gesellschaftlichen Si-
tuation erreichen zu können. 

Wichtiger Dynamisierungsschub
Mit der Gründung des Allgemeinen 
Deutschen Frauenvereins von 1865 hat-
te sich die organisierte Frauenbewegung 
zu formieren begonnen. Schließlich ge-
lang 1894 mit dem Zusammenschluss 
zum Bund Deutscher Frauenvereine 
(BDF) nicht nur die internationale Ein-
bindung, sondern auch die organisatori-
sche Einigung der deutschen Frauenbe-
wegung. 1896 erhielt diese einen starken 
Dynamisierungsschub. Im Reichstag 
stand die Verabschiedung des neuen 
Bürgerlichen Gesetzbuches an. Der Ent-
wurf schrieb erneut die zivilrechtliche 
Benachteiligung der Frau fest. So erhielt 
der Ehemann die Vormundschaft über 
die Ehefrau. Bei Unstimmigkeiten war 
diesem die letzte Entscheidung vorbe-
halten. Die Ehefrau konnte z. B. nur mit 
Zustimmung des Ehemannes einen Ar-
beitsvertrag eingehen. War bei der Ehe-
schließung keine Gütertrennung verein-
bart worden, stand dem Ehemann auch 
das Verwaltungs- und Nutznießungs-
recht über das gesamte Vermögen der 
Ehefrau zu. 

Diese erneute Diskriminierung der 
Ehefrau gegenüber dem Ehemann rief 
innerhalb der Frauenbewegung eine 
umfangreiche Protestwelle hervor, die 
in der Presse ironisch als „Frauenland-
sturm“ bezeichnet wurde. Trotz dieses 
massiven Protests blieb es bei der Be-
nachteiligung der zivilrechtlichen Stel-
lung der Frau im Bürgerlichen Gesetz-
buch. Jedoch erhielt die Frauenbewe-
gung in der Folge dieser öffentlichen 

Auseinandersetzung immer größeren 
Zulauf und die Mitgliederzahl der 
Frauenorganisationen und -vereine 
stieg rasant an. Während der Bund 
Deutscher Frauenvereine um die Jahr-
hundertwende ca. 70.000 Mitglieder 
aufwies, zählte er 1908 etwa 200.000 
Mitglieder und am Ende des Kaiser-
reichs bereits 380.000. Daneben waren 
zahlreiche weitere Frauenverbände wie 
z.B. Frauenberufsverbände entstanden. 
1899 hatte sich der Deutsch-evangeli-
sche Frauenbund formiert und 1903 
war in Köln die Gründung des Katholi-
schen Frauenbundes Deutschland er-
folgt. 

Erste Erfolge
Auf dem bildungspolitischen Sektor war 
es der Frauenbewegung mittlerweile ge-
lungen, wichtige Teilerfolge zu erzielen. 
In Berlin konnten 1896 die ersten Frau-
en ihr Abitur ablegen. An den Universi-
täten Berlin und Göttingen wurden 
Frauen mit Genehmigung des Unter-
richtsministers als Gasthörerinnen zu 
Veranstaltungen zugelassen. In Baden 
konnten sich Frauen erstmals an einer 
Universität immatrikulieren und 1903 
öffneten sich für sie auch in Bayern die 
Universitäten. Hingegen wurden in 
Preußen Frauen erst ab 1908 zum Studi-
um zugelassen. 

Der PROTEST gegen die fortgesetzte 
zivilrechtliche Benachteiligung 
im BGB 1896 dynamisierte die 
Frauenbewegung.
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Das neue Reichsvereinsgesetz von 
1908 stellte einen wichtigen Meilenstein 
dar, denn es erlaubte Frauen die Mit-
gliedschaft in politischen Vereinen. Nun 
konnten sie Parteien beitreten und die 
Forderung nach dem Frauenwahlrecht 
erhielt neuen Auftrieb.4 Am 19. März 
1911 fand der erste Internationale Frau-
entag statt und stand wie in den Folge-
jahren auch ganz im Zeichen des zentra-
len Themas Frauenwahlrecht. An die-
sem Tag fanden in verschiedenen deut-
schen Städten viele öffentliche Straßen-
umzüge statt. So versammelten sich 
beispielsweise in Berlin ca. 45.000 Frau-
en. Ebenso wurden auf den verschiede-
nen Veranstaltungen Petitionen für das 
Frauenstimmrecht verfasst. Neben Ber-
lin und Hamburg gehörte damals auch 
München zu den Zentren der bürgerli-
chen Frauenbewegung. So fand anläss-
lich des Frauenstimmrechtskongresses 
1912 erstmals eine Demonstration in 
München statt, die von den beiden füh-
renden Frauenrechtlerinnen des bürger-
lich-radikalen Flügels Anita Augspurg 
und Lida Gustava Heymann organisiert 
wurde. 

Obwohl es im Zuge der Frauen-
stimmrechtsbewegung auch immer wie-
der zu Diskussionen innerhalb der Län-
derparlamente wie auch des Reichspar-
laments gekommen war, blieb die For-
derung nach dem Frauenwahlrecht er-
folglos. Erst als im Verlauf des Ersten 
Weltkriegs Frauen immer mehr gesamt-
gesellschaftliche Aufgaben übernehmen 
mussten und mit ihrer Arbeit vor allem 
auch die Aufrechterhaltung des wirt-
schaftlichen Lebens gewährleisteten, 
konnten ihre Forderungen nach politi-
scher Teilhabe nicht länger abgewiesen 
und der Ausschluss der Frauen vom 
Wahlrecht nicht mehr mit geschlechts-
spezifischen Unterschieden begründet 

werden, denn ihre Mitarbeit war für die 
Aufrechterhaltung des öffentlichen Le-
bens unverzichtbar. Nach viereinhalb 
Jahren Krieg führten Hungersnot, Men-
schenverluste und die Erkenntnis, dass 
er nicht mehr zu gewinnen war, zu 
wachsender Kriegsmüdigkeit. 

Erhalt des Frauenwahlrechts 1918
Die politische Lage in Bayern spitzte 
sich so zu, dass die königlich bayerische 
Regierung mit den im Landtag vertrete-
nen Parteien am 2. November 1918 noch 
durch ein Reformabkommen versuchte, 
die Krise zu entschärfen. Man einigte 
sich auf diese zentralen Reformpunkte: 
Einführung des Verhältniswahlrechts 
und des allgemeinen gleichen Wahl-
rechts für Männer und Frauen sowie der 
parlamentarischen Monarchie. Doch 
die Reformen kamen zu spät. Die Revo-
lution am 7. November 1918 unter der 
Führung des USPD-Politikers Kurt Eis-
ner beendete nach 738 Jahren die Herr-
schaft der Wittelsbacher in Bayern. Eis-
ner hatte die Republik ausgerufen und 
Parlamentswahlen angekündigt. Erst-
mals erhielten Frauen das aktive und 
passive Wahlrecht. Damit war Bayern 
der erste Staat in Deutschland, der die 
Republik verkündete und den Frauen 
das Wahlrecht erteilte. Am 12. Novem-
ber 1918 erfolgte in Berlin die Proklama-
tion des Frauenwahlrechts auf Reichse-

Die Revolution in Bayern 
im NOVEMBER 1918 brachte mit 
der Republikgründung auch das 
Frauenwahlrecht.
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bene. Somit gehörte Deutschland neben 
Österreich, Polen, Luxemburg u.a. zu 
den Ländern, die nach dem Ersten Welt-
krieg das Frauenwahlrecht einführten. 
Finnland hatte es bereits 1906 als erstes 
Land in Europa verliehen. 

Viele Frauen in Bayern, die sich aktiv 
für das Frauenstimmrecht eingesetzt 
hatten, beteiligten sich begeistert am 
neuen politischen Leben, denn nach 
jahrzehntelangem Kampf für das Frau-
enwahlrecht waren sie endlich am Ziel. 
So nahmen am 18. November 1918 en-
gagierte Frauen, unter ihnen auch die 
beiden bekannten Frauenrechtlerinnen 
Anita Augspurg und Lida Gustava Hey-
mann, die bereits 1902 den Deutschen 
Verband für Frauenstimmrecht ins Le-
ben gerufen hatten und 1904 auch zu 
den Gründungsmitgliedern des Welt-
bundes für das Frauenwahlrecht in Ber-
lin gehörten, an einer Versammlung im 
Wagnersaal in München teil und erklär-
ten sich zur politischen Mitarbeit am 
Aufbau der Republik bereit. Im Proviso-
rischen Nationalrat, der bis zur Wahl 
des ersten demokratischen Landtags die 
Interessen des Volkes wahrnehmen soll-
te, waren unter den 256 Mitgliedern 
auch acht Frauen vertreten: Hedwig 
Kämpfer, Aloisa Eberle, Helene Sumper, 
Marie Sturm, Luise Kiesselbach, Emilie 
Mauerer, Rosa Kempf und Anita Aug-
spurg. Das entsprach einem Anteil von 
3,1 %. 

Da am 5. Dezember 1918 der Wahl-
termin für den ersten demokratischen 
Landtag für den 12. Januar 1919 be-
kannt geben wurde, fiel der Wahlkampf 
zwar kurz, aber intensiv aus. Jetzt kam 
es darauf an, die Frauen in Wahlveran-
staltungen zu überzeugen, ihr Wahl-
recht auszuüben. „Mit Rucksäcken be-
laden, die das erforderliche Propaganda-
material und eine Glocke enthielten, 

durchwanderten Frauen die Gegend von 
Dorf zu Dorf. Mit der Glocke wurde 
mächtig geklingelt, um die Bevölkerung 
in Schule und Wirtshaus zur Versamm-
lung zu laden (…) Sie (die Frauen) zeigen 
großes Interesse, richteten sachliche 
Fragen an die Rednerinnen, über Ehe-
und Erziehungsrecht der Frau sowie 
ihre ökonomische Stellung im Staat.“5 
Die verschiedenen Veranstaltungsange-
bote und auch eine deutschlandweit an-
gelegte Aktion der Publikation der „10 
Gebote zum Wahlrecht“ des Bundes 
deutscher Frauenvereine in verschiede-
nen Zeitungen für die anstehenden 
Landtags- und Reichstagswahlen zeig-
ten die erwünschte Wirkung. So betei-
ligten sich am 12. Januar an den Land-
tagswahlen in Bayern 87,9 % der Frauen 
und 87 % der Männer. Als Wahlgewin-
ner ging die konservativ-katholische 
Bayerische Volkspartei (BVP) mit 66 
Sitzen hervor. Die SPD erreichte 61 Sit-
ze, die linksliberale Deutsche Demokra-
tische Partei (DDP) erhielt 25, der Bau-
ernbund kam auf 16 und das Wahl-
bündnis aus der Deutschnationalen 
Volkspartei (DNVP) und der nationalli-
beralen Deutschen Volkspartei (DVP) 
konnte 9 Sitze beanspruchen, während 
die USPD unter Kurt Eisner nur 3 Sitze 
erringen konnte. 

Im ersten demokratisch gewählten 
Bayerischen Landtag betrug der Frauen-
anteil 4,4 %. Unter den 180 Abgeordne-
ten waren auch 8 Frauen vertreten. Da-
von gehörten vier der BVP und jeweils 
zwei der SPD und der DDP an: Ellen 
Ammann (BVP), Aloisa Eberle (BVP), 
Maria Freifrau von Gebsattel6 (BVP), 
Therese Schmitt (BVP), Käthe Günther 
(DDP), Dr. Rosa Kempf (DDP), Aurelie 
Deffner (SPD) und Emilie Mauerer 
(SPD). Insgesamt waren zwischen 1918 
und 1933 19 Frauen im Bayerischen 
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Landtag vertreten, wobei davon fünf 
Frauen nur im Provisorischen National-
rat Mitglied waren. Die Parlamentarie-
rinnen der ersten Demokratie in Bayern 
gehörten folgenden Parteien an: BVP, 
Bayerischer Mittelpartei (BMP), DDP, 
SPD und KPD. Die Vertreterinnen der 
bürgerlichen Parteien gehörten überwie-
gend dem Bildungsbürgertum an und 
waren größtenteils Lehrerinnen. Die So-
zialdemokratinnen und Kommunistin-
nen entstammten der Arbeiterschaft 
und waren auch selbst überwiegend als 
Arbeiterinnen tätig. 

Die ersten Frauen im Bayerischen 
Landtag

Trotz der relativ überschaubaren An-
zahl nahmen die Parlamentarierinnen 
mit großem politischen Engagement ihr 
Mandat wahr. Sie setzten sich konse-
quent und nachhaltig für Bildung, Ge-
sundheit und Soziales ein, indem sie 
sich über die Fraktionsgrenzen hinweg 
für die Verbesserung der rechtlichen 
Stellung der Frau, der Mädchen- und 
Frauenbildung, der Erwerbstätigkeit 
von Frauen und der Zulassung von 
Frauen bei Gericht als Schöffen sowie 
für die Gleichberechtigung stark mach-
ten. Sie kämpften auch erfolgreich für 
die Anstellung von Ärztinnen, die 
Kriegsheimkehrern weichen sollten. Die 
parlamentarischen Pionierinnen be-

haupteten sich aber auch in den „har-
ten“ Politikfeldern und engagierten sich 
häufig in zentralen Ausschüssen wie für 
Verfassungsfragen, Staatshaushalt, Fi-
nanzen oder Wirtschaft. 

Ausnahmepolitikerin Ellen Ammann
Der gebürtigen Schwedin und Gründe-
rin der katholischen Bahnhofsmission 
sowie des bayerischen Zweiges des 
Deutschen katholischen Frauenbundes, 
Ellen Ammann 7 (BVP), war es als einzi-
ger der ersten Parlamentarierinnen ge-
lungen, ab 1919 bei allen Landtagswah-
len ein Mandat zu erringen. Ammann 
gehörte dem Landtag bis zu ihrem Tod 
am 22. November 1932 an und war eine 
unermüdliche Kämpferin für die Ver-
besserung der gesellschaftlichen Stel-
lung der Frau sowie für den Erhalt der 
Demokratie. Sie war Mitglied im Verfas-
sungsausschuss und arbeitete an der 
Neugestaltung der bayerischen Verfas-
sung mit, die im August 1919 in Bam-
berg verabschiedet wurde. Durch ihr 
mutiges Handeln gelang es ihr, den Hit-
lerputsch von 1923 zu vereiteln. Am 8. 
November 1923 hatte sie erfahren, dass 
ein Putschversuch geplant wurde. Um-
sichtig berief sie den stv. Ministerpräsi-
denten Franz Matt und einige Landtags-
kollegen zu einer Lagebesprechung in 
die von ihr gegründete soziale Frauen-
schule ein. Somit konnten Maßnahmen 
in die Wege geleitet werden, die den 
Putsch schnell scheitern ließen. 

Ellen Ammann starb in Ausübung 
ihres Mandats. Unmittelbar nach einer 
Rede zur Verbesserung der Situation 
von kinderreichen Familien im Bayeri-
schen Landtag erlitt sie einen Schlagan-
fall, an dessen Folgen sie kurz darauf 
verstarb. Sie hatte sich durch ihr soziales 
und politisches Engagement großes ge-
sellschaftliches Ansehen erworben. An 

Im ersten demokratisch 
gewählten Bayerischen Landtag gab 
es ACHT weibliche Abgeordnete.
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den Trauerfeierlichkeiten zu ihrer Beer-
digung nahmen nicht nur Ministerprä-
sident Held und sein Kabinett, Kardinal 
Faulhaber und wichtige Vertreter der 
Stadt München, sondern große Teile der 
Münchner Stadtbevölkerung teil. 

NS-Herrschaft 
Die Machtergreifung der Nationalsozia-
listen 1933 beendete die aktive politi-
sche Teilhabe von Frauen und stellte ei-
nen massiven Rückschritt in der bis da-
hin erfolgten Entwicklung der prakti-
zierten Partizipationsmöglichkeiten von 
Frauen dar. Die NSDAP hatte schon 
1921 in ihren Parteistatuten beschlos-
sen, dass Frauen weder Mitglieder der 
Parteiführung noch Mitglieder leitender 
Ausschüsse werden konnten. Vielmehr 
sahen die Nationalsozialisten für Frauen 
die Rolle als Mutter und Hausfrau als 
„wesensbestimmt“ vor. Im Juni/Juli 
1933 wurden per Reichsgesetz alle Par-
teien mit Ausnahme der NSDAP verbo-
ten bzw. waren bereits vorher zerschla-
gen oder zur Selbstauflösung gezwun-
gen worden.8 

Nach 1945
Nach 1945 bot sich den Frauen mit dem 
politischen Neubeginn eine historisch 
einzigartige Chance. In der unmittelba-
ren Nachkriegszeit war politisches En-
gagement von Frauen nicht nur er-

wünscht, sondern wurde vor allem auch 
gebraucht. Kriegsbedingt gab es in 
Deutschland mehr Frauen als Männer 
und so wurden sie zu einem politisch 
wichtigen Faktor. Viele Frauen nahmen 
ihr politisches Engagement, das sie be-
reits vor 1933 ausgeübt hatten, wieder 
auf. Zwei Motive waren dafür aus-
schlaggebend: Ein Teil von ihnen be-
gründete die politische Tätigkeit mit 
dem Verantwortungsgefühl und der 
Notwendigkeit, die männlich geprägte 
Politik, gerade vor dem Hintergrund der 
Erfahrungen mit dem Dritten Reich, 
jetzt beim Neubeginn mit weiblichen Ei-
genschaften und Sichtweisen zu ergän-
zen und damit zum Gelingen der Demo-
kratie beizutragen. „Ich sehe gerade in 
der Ausschaltung des weiblichen Ein-
flusses in der Politik eine der Ursachen 
unseres heutigen Zusammenbruchs. (…) 
Wir müssen uns der Mühe und des Op-
fers des politischen Kampfes unterzie-
hen“, so die Überzeugung von Maria 
Probst (CSU).9 Sie gehörte zu den fünf 
Pionierinnen des ersten bayerischen 
Nachkriegslandtags und stieg ab 1949 
zu einer der wichtigsten Nachkriegspo-
litikerinnen des Deutschen Bundestags 
auf. Der andere Teil wollte die Chance 
des Neuanfangs nutzen, um auf die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau 
und damit auf eine veränderte Gesell-
schaftspolitik hinzuwirken. Schließlich 
gelang es Elisabeth Selbert (SPD) in Zu-
sammenarbeit mit ihren drei Mitstreite-
rinnen Frieda Nadig (SPD), Helene We-
ber (CDU) und Helene Wessel (Zent-
rum), im Parlamentarischen Rat die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau 
im Grundgesetz festzuschreiben. 

Am Wiederaufbau der Demokratie 
in Bayern arbeiteten Frauen erneut poli-
tisch tatkräftig mit.10 Sechs weiblichen 
Abgeordneten gelang es, in die Verfas-

Die NS-Herrschaft BEENDETE 
die aktive politische Teilhabe 
von Frauen.
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sunggebende Landesversammlung ein-
zuziehen. Im ersten Nachkriegslandtag 
von 1946 bis 1950 konnten fünf Politi-
kerinnen ein Mandat erringen: Maria 
Deku, Franziska Gröber, Maria Probst 
und Zita Zehner, alle CSU, sowie die 
Sozialdemokratin Friedl Schlichtinger. 
Die amerikanische Militärregierung 
förderte die aktive Teilnahme der Frau-
en am politischen Leben und forderte, 
dass Frauen in Parteien wie auch in ver-
schiedenen kommunalen und landes-
politischen Gremien vertreten waren. 
So war es bei der ersten Nachkriegs-
landtagswahl ganz selbstverständlich, 
dass Frauen für einen Stimmkreis kan-
didierten und nicht über die Wahlliste 
in den Bayerischen Landtag einziehen 
konnten. Die kurze Zeit des politischen 
Aufbruchs der Frauen währte jedoch 
nicht lange. Mit der zunehmenden 
Rückkehr zur Normalität, der Wieder-
belebung der Wirtschaft mit der Wäh-
rungsreform von 1948 und dem in den 
1950er-Jahren einsetzenden Wirt-
schaftswunder sowie der Heimkehr vie-
ler Kriegsgefangener mussten die Frau-
en wieder in die zweite Reihe zurück-
treten. Bei den Landtagswahlen von 
1950 zog keine Frau mehr als Stimm-
kreiskandidatin, sondern nur noch 
über die Wahlliste ins bayerische Parla-
ment ein. Obwohl der Frauenanteil im 
ersten Nachkriegslandtag nur 2,4 % 
betrug, war es den wenigen Politikerin-
nen gelungen, wichtige politische Ent-
scheidungen anzustoßen und mitzuge-
stalten. So gehörten zu den Erfolgen ih-
rer Politik beispielsweise die Erhöhung 
staatlicher Erziehungsbeihilfe und In-
validenrente, die Gewährung von Blin-
dengeld, die Einführung von Renten für 
Kriegswitwen und Waisen, die Stär-
kung der Rechte von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern, der Woh-

nungsbau für Flüchtlinge und Ausge-
bombte sowie die Förderung begabter 
Kinder aus sozial schwachen Familien. 

Trotz der politischen Errungen-
schaften, die die Politikerinnen erzielen 
konnten, stellten sie nicht nur in Bayern, 
sondern auch auf Bundesebene bis in 
die 1970er-Jahre eine überschaubare 
Gruppe dar. In den Medien wurde von 
„Farbtupfern in den Parlamenten“ ge-
sprochen. Aufgrund ihrer Unterreprä-
sentanz konnten sie damals nur in aus-
gewählten Politikfeldern wie Soziales, 
Gesundheit und Bildung mitgestalten. 
Erst im Zuge der zweiten Frauenbewe-
gung und der Bildungsoffensive in den 
1970er-Jahren kam es zu gesellschaftli-
chen Veränderungen, die sich ab Mitte 
der 1980er-Jahre auch in einem konti-
nuierlichen Anstieg des Frauenanteils 
im Bayerischen Landtag widerspiegel-
ten. 1986 führte der Einzug der GRÜ-
NEN ins Maximilianeum zu einem sig-
nifikanten Anstieg der Mandatsträge-
rinnen. Aufgrund der fünfzigprozen- 
tigen Frauenquote waren 8 der 15  
GRÜNEN-Abgeordneten weiblich. 

Frauen konnten in den 1980er- und 
1990er-Jahren nicht nur quantitativ ih-
ren Einfluss steigern, sondern auch auf 
weitere Politikfelder ausdehnen. Diese 
neuen Chancen für Frauen in der Politik 
standen in engem Zusammenhang mit 
der Diskussion und Einführung von 
parteiinternen Maßnahmen zur Frauen-

Erst 1986 gab es mit 
Mathilde Berghofer-Weichner 
die erste bayerische Ministerin.



	 480/2018 // POLITISCHE STUDIEN 	 35

förderung. Durch die zweite Frauenbe-
wegung der 1970er-Jahre wurden er-
neut Fragen der Gleichberechtigung, 
Quotierung und Förderung von Frauen 
in der breiten Öffentlichkeit themati-
siert. Diese Debatten waren nun auch in 
den politischen Parteien angekommen 
und führten allmählich, jedoch mit un-
terschiedlichem Tempo, zu Veränderun-
gen bei internen Rekrutierungsmaßnah-
men. 

Auf Regierungsebene entwickelte 
sich der Frauenanteil zunächst noch zö-
gerlicher. Erst 1974 wurde Mathilde 
Berghofer-Weichner 11 zur Staatssekretä-
rin im Kultusministerium ernannt, be-
vor sie 1986 als erste Ministerin das Jus-
tizressort übernahm. Ab Ende der 
1980er-Jahre nahm die Regierungsbe-
teiligung von Frauen auf Staatssekre-
tärs- wie auch auf Ministerebene nach 
und nach mehr zu. So lässt sich auch auf 
Regierungsebene eine enge Korrelation 
zwischen steigender Repräsentanz von 
Frauen und zunehmender Übernahme 
von weiteren Politikfeldern feststellen. 
1994 übernahm Barbara Stamm (CSU) 
das Sozialministerium, Ursula Männle 
(CSU) das Ministerium für Bundesan-
gelegenheiten und 2007 verantwortete 
Emilia Müller (CSU) das Wirtschafts-
ministerium. Eine ähnlich langsame 
Entwicklung lässt sich auch im Hinblick 
auf die Repräsentanz von Frauen an der 
Spitze der Ausschüsse bzw. der Fraktio-

nen feststellen. Mit zunehmender Re-
präsentanz konnten Parlamentarierin-
nen nicht nur das Themenspektrum, 
sondern auch den Radius ihrer politi-
schen Arbeit kontinuierlich verbreitern 
und nach und nach auch Führungsposi-
tionen im Bayerischen Landtag beset-
zen. Schließlich steht seit 2008 mit Bar-
bara Stamm erstmals eine Präsidentin 
an der Spitze des Bayerischen Landtags. 

 … noch nicht am Ziel
Rückblickend wird deutlich, dass der 
Erhalt des aktiven und passiven Wahl-
rechts für Frauen 1918 eine zentrale Er-
rungenschaft gewesen ist, denn nun 
konnten sie durch die politische Teilha-
be aktiv an der Ausgestaltung der ersten 
parlamentarischen Demokratie mitwir-
ken. Es ist jedoch gleichzeitig offensicht-
lich, dass damit der Kampf gegen die 
Ungleichbehandlung der Frau noch lan-
ge nicht zu Ende war. Die juristische 
Gleichberechtigung konnte in der Wei-
marer Verfassung noch nicht verankert 
werden, diese wurde erst im Grundge-
setz der Bundesrepublik Deutschland 
1949 festgeschrieben. Allerdings sollte 
die familienrechtliche und zivilrechtli-
che Umsetzung dieses Gleichberechti-
gungsgebotes weitere Jahrzehnte in An-
spruch nehmen: 1958 Inkrafttreten des 
Gleichberechtigungsgesetzes, 1977 Ein-
führung des Partnerschaftsprinzips im 
Ehe- und Familienrecht. Im Zuge der 
Wiedervereinigung wurde dieses 
Grundrecht 1993/1994 um den Zusatz 
erweitert: „Der Staat fördert die tatsäch-
liche Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern und wirkt auf die Beseiti-
gung bestehender Nachteile hin.“ Mit 
diesem Verfassungszusatz wurde auf 
Bundes-, Landes- und kommunaler 
Ebene die Rechtsgrundlage für Gleich-
stellungsgesetze geschaffen. 

Nach 1945 kam es zu einem 
kurzfristigen politischen 
NEUAUFBRUCH der Frauen.
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Anlässlich des Jubiläums 100 Jahre 
Frauenwahlrecht kann durchaus eine 
überwiegend positive Bilanz gezogen 
werden, denn Frauen sind heute als poli-
tische Entscheidungsträgerinnen eine 
Normalität. Zudem ist es ihnen in den 
zurückliegenden Jahrzehnten in Zu-
sammenarbeit mit ihren Parlamentskol-
legen gelungen, viele gesellschaftspoliti-
sche Änderungen durch eine allgemeine 
Verbesserung der rechtlichen Stellung 
der Frau zu erwirken. Allerdings kann 
dies nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass noch große Herausforderungen auf 
dem Weg zur tatsächlichen Gleichstel-
lung von Frau und Mann zu bewältigen 
sind. Ein wichtiges Thema für das be-
reits die erste Politikerinnengeneration 
vor 100 Jahren gekämpft hat, „Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“ ist nach wie vor 
aktuell und bedarf noch der Umset-
zung.  ///

PROF. DR. DANIELA NERI-ULTSCH
ist Hochschullehrerin für Neuere und 
Neueste Geschichte an der Universität 
Regensburg.
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